
 
 Verw.Bez. Waidhofen an der Thaya 

3822 Karlstein an der Thaya, Hauptstraße 12 
Tel. 02844/279, Fax 02844/279-20, 

E-Mail: gemeinde@karlstein-thaya.at 
www.karlstein-thaya.at 

 

 Laufende Nr.: 6/2025 

 

Verhandlungsschrift 
über die Sitzung des 

Gemeinderates 
 
am 10. Dezember 2025 in Karlstein an der Thaya 
Beginn 19:30 Uhr Die Einladung erfolgte am 05.12.2025 
Ende 21:15 Uhr durch E-Mail-Einladung 
 
Anwesend waren: 
Bürgermeister Siegfried Walch 
Vizebürgermeister Patrick Datler 
die Mitglieder des Gemeinderates 

1.gf GR Norbert Bauer  
2.gf GR Michael Hofstätter 
3.gf GR Maximilian Gstraunthaler 
4.gf GR Friedrich Rammer-Jirec 
5.GR Robert Perzi 
6.GR Marcel Erhart 

7.GR Bernhard Riegler 
8.GR Herbert Hiess 
9.GR Stefan Koll 

10.GR Manfred Bauer 
11.GR Harald Böhm 
12.GR Markus Böhm 

 
Anwesend waren außerdem: 
1. Ing. Markus Teubel (Schriftführer) 
2. Michael Hoheneder 

3. OV Armin Hofbauer 
 

 
Entschuldigt abwesend waren: 
1. GR Nicole Kothbauer-Pany 
2. GR Ernst Demmer 

3. GR Holger Reinagel 
4. GR Franz Wiedena 

 
Nicht entschuldigt abwesend waren: 
1. --- 
 
 
 

Vorsitzender: Bürgermeister Siegfried Walch  
 

Die Sitzung war öffentlich 
Die Sitzung war beschlussfähig 
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Tagesordnung 
 

1. Genehmigung des Protokolls der letzten Gemeinderatssitzung 
2. Bericht des Bürgermeisters 
3. Bericht des Prüfungsausschusses 
4. Voranschlag 2026 
5. Haushaltskonsolidierungskonzept 
6. Anpassung der Gebühren für Kabel-TV 
7. Darlehensaufnahme PV-Anlage Hohenwarth 
8. Darlehensaufnahme PV-Anlage Göpfritzschlag 
9. Vergabe Prüfmaßnahmen Sanierung ABA und WVA Karlstein 
10. Gestattungsvertrag mit W.E.B. und EVN 
11. Vermessung Brückenrampe Gerhartsmühle – KG Thures 
12. Vermessung Landstraße L 8154 Münchreith bis Gerhartsmühle – KG Münchreith 
13. Löschungserklärung Wiederkaufsrecht  

 
Nicht öffentlicher Teil 

14. Anrechnung von Berufserfahrung neuer Bediensteter am Bauhof 
 
Der Bürgermeister begrüßt die Damen und Herren des Gemeinderates und stellt die 
Beschlussfähigkeit fest. 
 
Vor Beginn der Sitzung wurde der Tagesordnungspunkt 3 „Bericht des Prüfungsausschusses“ von 
der Tagesordnung genommen. 
 
 

1. Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung 

Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen das Sitzungsprotokoll der Sitzung vom 
30. September 2025 keine Einwände erhoben wurden. Das Sitzungsprotokoll gilt daher 
als genehmigt. 
 
 

2. Bericht des Bürgermeisters 

Der Bürgermeister berichtet über Arbeiten des Bauhofes und aktuelle Angelegenheiten 
des Gemeindegeschehens wie z.B.: die Aufnahme von Herrn Marvin Eggenberger als 
neuer Mitarbeiter am Bauhof, den Fortschritt der Bauarbeiten bezüglich der Sanierung 
der Trinkwasserleitung in Karlstein, den Ausblick auf die Feuerwehrwahlen im Jänner 
sowie über den negativen Ausgang der Verkehrsverhandlung über die Versetzung der 
Ortstafeln an der östlichen und der westlichen Ortseinfahrt von Karlstein. 
 
 

3. Bericht des Prüfungsausschusses 

Dieser Punkt wurde vor Beginn der Sitzung vom Bürgermeister von der Tagesordnung 
genommen, da keine Sitzung des Prüfungsausschusses abgehalten wurde. 
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4. Voranschlag 2026  

Der Voranschlag 2026 lag in der Zeit von 20. Nov. 2025 bis 04. Dez. 2025 im 
Gemeindeamt zur allgemeinen Einsicht auf. Den im Gemeinderat vertretenen Parteien 
wurde je ein Exemplar zur Verfügung gestellt. Schriftliche Stellungnahmen während der 
Auflagefrist wurden keine eingebracht. 
 
Der Ergebnisvoranschlag sieht Erträge von € 4.180.500 und Aufwendungen von 
€ 4.174.700 vor. 
 
Der Finanzierungsvoranschlag weist in der operativen Gebarung Einzahlungen von 
€ 4.052.200 und Auszahlungen von € 3.156.000, in der investiven Gebarung 
Einzahlungen von € 1.781.500 und Auszahlungen von € 2.458.900 und in der 
Finanzierungstätigkeit Einzahlungen (Darlehensaufnahmen) von € 474.500 und 
Auszahlungen (Tilgungen) von € 645.000 auf. 
Seitens der Gemeinde werden keine Eigenbetriebe geführt. 
 
Für die Finanzierung der Vorhaben ABA, Sanierung ABA und WVA Karlstein werden 
zusätzliche Darlehen in der Höhe von € 474.500 veranschlagt. Die Bedienung dieser 
Darlehen erfolgt aus den Gebührenhaushalten für Abwasserentsorgung und 
Trinkwasserversorgung. 
 
Zur Unterstützung des Haushalts und der Liquiditätssteigerung werden 
Bedarfszuweisungen II in der Höhe von € 93.600 veranschlagt. 
 
Antrag an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat möge den Voranschlag 2026 und den Mittelfristigen Finanzplan für die 
Jahre 2027 bis 2030 genehmigen.  
 
Darlehensaufnahmen sind in der Höhe von €474.500 veranschlagt. Die Bedienung der 
Darlehen erfolgt aus den Gebührenhaushalten der Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung.  
 
Darlehenstilgungen sind in der Höhe von € 569.300 veranschlagt.  
 
Bedarfszuweisungen II zur Unterstützung des Haushaltes sind mit € 93.600 
veranschlagt.  
 
Die Besetzung von Dienstposten der Gemeinde darf wie die Besoldung der Bediensteten 
nur nach dem beschlossenen Dienstpostenplan erfolgen. 
 
 
Beschluss:  Annahme:  12 (ÖVP und SPÖ) 
  Gegenstimmen: 2 (FPÖ) 
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5. Haushaltskonsolidierungskonzept 

Mit Schreiben vom 27. Oktober 2025 wurde die Marktgemeinde Karlstein an der Thaya 
von der Abteilung Gemeinden (IVW3) des Amtes der NÖ Landesregierung aufgefordert, 
gemeinsam mit dem Voranschlag 2026 ein Konsolidierungskonzept vorzulegen. 
 
Gemäß § 72b Abs. 1 NÖ Gemeindeordnung 1973 (NÖ GO 1973) hat die Gemeinde zur 
Sicherstellung der ordnungsgemäßen Besorgung ihrer Zahlungs-verpflichtungen ein 
Haushaltskonsolidierungskonzept zu erstellen, wenn  

 innerhalb des Zeitraumes der mittelfristigen Finanzplanung die allgemeine 
Haushaltsrücklage aufgebraucht wird und die gemäß § 79 NÖ GO 1973 gesetzlich 
maximal ausnutzbare Kontoüberziehung nicht ausreicht, um die fristgerechte 
Auszahlung von Zahlungsverpflichtungen der Gemeinde sicherzustellen, oder  

 wenn das Haushaltspotenzial innerhalb des Zeitraumes des mittelfristigen 
Finanzplanes laufend negativ ist.  

Gemäß den Auswertungen der IVW3 auf Basis der übermittelten Daten des 
Voranschlages 2025 und des Mittelfristigen Finanzplanes 2026 bis 2029 sowie die Daten 
des Rechnungsabschlusses 2024, ist mindestens eine Voraussetzung erfüllt. 
 
Im aktuellen Haushaltskonsolidierungskonzept wurden die Sätze für alle Abgaben, 
Gebühren, Beiträge, Entgelte, Eintrittspreise usw., die von der Gemeinde selbst 
festgelegt werden können, überprüft. Alle freiwilligen Leistungen wurden analysiert und 
bewertet.  
 
Folgende Maßnahmen wurden im Konsolidierungskonzept aufgelistet und in den 
Voranschlag 2026 sowie in den MFP 2027-2030 eingearbeitet. 

 Personalkosteneinsparungen, 
 Gebührenanpassungen bei der Trinkwasserversorgung 
 Gebührenanpassung beim gemeindeeigenen Kabel-TV 
 Errichtung von PV-Anlagen zur Reduzierung der Stromkosten. 

Das gesamte Haushaltskonsolidierungskonzept liegt dem Gemeinderat zur 
Beschlussfassung von. 
 
Antrag an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat möge das vorliegende Haushaltskonsolidierungskonzept zur Kenntnis 
nehmen und die darin aufgelisteten Maßnahmen beschließen. 
 
 
Beschluss:  Annahme:  einstimmig 
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6. Anpassung der Jahresgebühr für Kabel-TV 

Aufgrund der im Jahr 2025 erstmalig eingehobenen Gebühr für die Weiterverbreitung 
durch Kabel-TV-Betreiber von Musik-, Film- und sonstigen urheberrechtlich geschützten 
Inhalte durch die AKM sind die Betriebskosten für den Betrieb der Kabel-TV-Anlage 
angestiegen. 
Für einen kostendeckenden Betrieb der Anlage muss die Jahresgebühr auf  
€ 95,00 pro Teilnehmer angehoben werden. 
 
Die letzte Anpassung erfolgte mit 01.01.2023. 
 
Antrag an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat möge die Jahresgebühr für das Kabel-TV beginnend mit 01.01.2026 
mit € 95,00 festlegen. 
 
 
Beschluss:  Annahme:  einstimmig 
 
 

7. Darlehensaufnahme für die PV-Anlage in Hohenwarth 

Am Feuerwehrhaus Hohenwarth wurde eine PV-Anlage mit 5 kWp sowie ein 
Stromspeicher mit 5 kWh installiert.  
 
Für die Finanzierung der PV-Anlage wurde mit der FF-Hohenwarth folgendes vereinbart: 
Die Anschaffungskosten von € 10.407,94 brutto werden zwischen Feuerwehr und 
Gemeinde aufgeteilt. 
Der Gemeindeanteil beträgt 36% der förderfähigen Kosten sowie die Umsatzsteuer 
(Speicher und Notstromumschaltung können für die Förderung nicht berücksichtigt 
werden). 
 
Als Eigenleistung der Feuerwehr wird ein Betrag von € 6.233,28 eingebracht. 
Über den Gemeindeanteil von 2.440,00 gewehrt die FF-Hohenwart der Marktgemeinde 
Karlstein für die Vorfinanzierung der Anlage ein zinsenloses Darlehen. Die Rückzahlung 
erfolgt bei Eingang der Förderung. 
 
Die Umsatzsteuer kann aufgrund der Verwendung der Anlage für die ABA-Karlstein als 
Vorsteuer geltend gemacht werden. 
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Antrag an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat möge die Annahme des zinsenlosen Darlehens durch die Freiwillige 
Feuerwehr Hohenwarth über die Summe von € 2.440,00 beschließen. Die Bedeckung 
des Darlehens erfolgt über den Eingang der Förderung der PV-Anlage im Rahmen der 
Abwasserbeseitigungsanlage.  
 
 
Beschluss:  Annahme:  einstimmig 
 
 

8. Darlehensaufnahme für die PV-Anlage in Göpfritzschlag 

Am Feuerwehrhaus Göpfritzschlag wurde eine PV-Anlage mit 15,3 kWp sowie ein 
Stromspeicher mit 14 kWh installiert. 
 
Für die Finanzierung der PV-Anlage wurde mit der FF-Göpfritzschlag folgendes 
vereinbart: 
Die Anschaffungskosten von € 23.286,22 brutto werden zwischen Feuerwehr und 
Gemeinde aufgeteilt. 
Der Gemeindeanteil beträgt 36% der förderfähigen Kosten sowie die Umsatzsteuer 
(Speicher und Notstromumschaltung können nicht berücksichtigt werden). 
 
Als Eigenleistung der Feuerwehr wird ein Betrag von € 15.305,19 eingebracht. 
Über den Gemeindeanteil von 4.100,00 gewehrt die FF-Göpfritzschlag der 
Marktgemeinde Karlstein für die Vorfinanzierung der Anlage ein zinsenloses Darlehen. 
Die Rückzahlung erfolgt bei Eingang der Förderung. 
 
Die Umsatzsteuer kann aufgrund der Verwendung der Anlage für die ABA-Karlstein als 
Vorsteuer geltend gemacht werden. 
 
Antrag an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat möge die Annahme des zinsenlosen Darlehens durch die Freiwillige 
Feuerwehr Göpfritzschlag über die Summe von € 4.100,00 beschließen. Die Bedeckung 
des Darlehens erfolgt über den Eingang der Förderung der PV-Anlage im Rahmen der 
Abwasserbeseitigungsanlage.  
 
 
Beschluss:  Annahme:  einstimig 
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9. Vergabe Prüfmaßnahmen Sanierung ABA- und WVA-Karlstein 

Für die Projekte Sanierung ABA- und WVA-Karlstein wurden die notwendigen 
Prüfnahmen für Kanal-TV und Dichtheitsprüfungen für Haltungen, Schächte und 
Wasserleitung durch die Fa. Steinbacher & Steinbacher ZT GmbH. ausgeschrieben, an 5 
Firmen zur Angebotslegung geschickt und die Angebote geprüft. 
 
Folgende 4 Firmen haben ein Angebot abgegeben: 
 Rohrnetzprofis Prüfservice GmbH € 9.966,00 
 KanalPartner e.U. € 11.845,00 
 Maier-Bauer Prüftechnik GmbH. € 14.620,20 
 STRABAG AG Kanaltechnik € 16.724,12 
 
Als Billigstbieter ist nach Angebotsprüfung durch die Fa. Steinbacher & Steinbacher ZT 
GmbH. die Fa. Rohrnetzprofis Prüfservice GmbH. mit einer Angebotssumme von  
€ 9.966,00 exkl. USt hervorgegangen. 
 
Antrag an den Gemeinderat:  
Der Gemeinderat möge den Auftrag über die Durchführung der notwendigen 
Prüfmaßnahmen für die Projekte Sanierung ABA- und WVA-Karlstein an die Firma 
Rohrnetzprofis Prüfservice GmbH. zum Angebotspreis von € 9.960,00 vergeben. 
 
 
Beschluss:  Annahme:  einstimmig 
 

10. Gestattungsvertrag mit W.E.B. und EVN 

Am 10. März 2024 fand in der Gemeinde eine Volksbefragung zum Thema „Errichtung 
und Betrieb von Windkraftanlagen im Gemeindegebiet Karlstein an der Thaya“ statt. Das 
Volksbegehren wurde mit einer Mehrheit von 58,6% angenommen. 
Da bei der Anordnung der Volksbefragung beschlossen wurde, dass das Ergebnis der 
Volksbefragung einem Gemeinderatsbeschluss gleichzusetzten ist sofern die 
Wahlbeteiligung über 50% liegt, diese tatsächlich bei 78,42% lag, wurde das Ergebnis der 
Volksbefragung in der Sitzung vom 26.03.2024 vom Gemeinderat mehrheitlich bestätigt. 
 
Nunmehr wurde der Marktgemeinde Karlstein von der Fa. WEB HARD GmbH & Co.KG 
sowie der Fa. EVN Naturkraft GmbH. ein Gestattungsvertrag zur Benutzung der 
Gemeindeinfrastruktur (z.B.: Straßen, Wege, Brücken, gemeindeeigene Grundstücke, …) 
für die Errichtung und den Betrieb von max. 3 Windrädern auf dem Gemeindegebiet der 
Marktgemeinde Karlstein an der Thaya vorgelegt. 
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Antrag an den Gemeinderat:  
Der Gemeinderat möge folgenden Gestattungsvertrag zwischen der Fa. WEB HARD 
GmbH & Co.KG, der EVN Naturkraft GmbH und der Marktgemeinde Karlstein an der 
Thaya beschließen. 

Gestattungsvertrag 
 

abgeschlossen zwischen 
WEB HARD GmbH & Co. KG 

Davidstraße 1 
3834 Pfaffenschlag 

FN 638546 p 
 

vertreten durch die 
WEB WPV Verwaltungs GmbH, FN 633117 f, Davidstraße 1, 3834 Pfaffenschlag 

 
und 

EVN Naturkraft GmbH 
 EVN Platz 

2344 Maria Enzersdorf 
FN 139569 z 

 
- nachstehend „Betreiber“ genannt - 

 
und der 

Marktgemeinde Karlstein an der Thaya 
Hauptstraße 12 

3822 Karlstein an der Thaya 
- nachstehend „Gemeinde“ genannt – 

 
- nachstehend einzeln oder gemeinsam „Vertragspartei(en)“ genannt - 

 
Präambel 
 
Der Betreiber beabsichtigt den Bau eines Windparks mit insgesamt maximal acht Windkraftanlagen im Gebiet 
des Hardwaldes, wovon sich drei Windkraftanlagen auf dem Gebiet der Marktgemeinde Karlstein an der Thaya 
befinden. Die Windkraftanlagen besitzen eine voraussichtliche Nennleistung von jeweils 7,2 MW (Megawatt). 
Für die Errichtung werden auch Grundstücke der Gemeinde benötigt werden (u.a. zur Verkabelung und 
Wegenutzung). Die Planung des Windparks ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen. Die diesem 
Vertrag als Anlage 1 angeschlossene Planbeilage enthält den aktuellen Planungsstand, welcher abhängig von 
den Ergebnissen der weiteren Planung bzw. des Genehmigungsverfahrens jederzeit angepasst werden kann.   
 
Die Gemeinde wird dem Betreiber sämtliche für die Errichtung und den Betrieb des Windparks sowie dessen 
Nebenanlagen (Leitungen, Trafostation etc.) erforderliche Gemeindeinfrastruktur, diese umfasst insbesondere 
sämtliche Straßen, Wege, Brücken, gemeindeeigene Grundstücke und öffentliches Gut darstellende Flächen, 
auch über den Gemeingebrauch hinausgehend, zur Verfügung stellen. Die Nutzung von Grundstücken der 
Gemeinde, die öffentliches Gut sind, richtet sich nach den gesetzlichen Vorgaben. Das hierfür zu leistende 
Nutzungsentgelt gemäß Punkt 10. dient insbesondere auch der Abgeltung der überdurchschnittlichen Nutzung 
der Gemeindeinfrastruktur, insbesondere während der Bau- und Errichtungsphase. Ebenso wird durch diesen 
Vertrag die Abgeltung von Beeinträchtigungen aufgrund allgemeiner, ideeller und nicht im Einzelnen messbarer 
Nachteile und Mehraufwendungen auf Seiten der Gemeinde durch Errichtung und Betrieb des Windparks 
geregelt. Darunter fallen unter anderem mögliche Auswirkungen insbesondere in Bezug auf Lärm, 
Landschaftsbild und Tourismus. 
 
Dieser Vertrag dient der Regelung gegenseitiger Pflichten unter dem Zivilrecht und berührt das öffentliche 
Recht, insbesondere das Gemeinderecht und das Baurecht, nicht. Durch diesen Vertrag tritt keine 
Präjudizwirkung im Hinblick auf die Wahrnehmung der öffentlich-rechtlichen Rechte und Verpflichtungen der 
Gemeinde und ihrer Organe ein. Er begründet auch keine Rechte zugunsten Dritter. 
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1. Zusagen der Gemeinde 
 

Die Gemeinde gestattet dem Betreiber  
 

a) die Verlegung und den Betrieb von elektrischen Kabeln und Datenleitungen auf gemeindeeigenen 
oder öffentliches Gut darstellenden Grundstücken; 

 
b) die Errichtung der für den Betrieb des Windparks notwendigen technischen Einrichtungen und 

Nebenanlagen; 
 

c) die Benützung und falls erforderlich die Befestigung oder Reparatur der Wege und Gemeindestraßen 
auf Kosten des Betreibers während der Bauphase und des Betriebes sowie beim Abbau der Anlagen, 
auch über den Gemeingebrauch hinaus; 

 
d) die dauerhafte Nutzung des Luftraumes ab einer Höhe von 40m über dem Erdboden; 

 
e) die Entfernung von allenfalls hindernden oder gefährdenden Boden- oder Pflanzenhindernissen; 

 
f) das zeitweilige Absperren von Straßenteilen, insofern und insoweit diese für Arbeiten unbedingt nötig 

sind. Die geplanten Straßensperren sind der Gemeinde angemessene Zeit vorher bekannt zu geben, 
um die Bürger davon in Kenntnis setzen und allfällige Umleitungen einrichten zu können. 

 
Die Gemeinde stimmt auch der Einverleibung von Rechten zur Nutzung der öffentlichen Grundstücke iSd 
Punktes 1. im Grundbuch zu und wird diesbezüglich über Aufforderung des Betreibers einen 
grundbuchsfähigen Vertrag unterfertigen. Der Betreiber trägt die Kosten der Verbücherung.  

 
Die Gemeinde wird den Betreiber bei der Umsetzung des Windparks bestmöglich unterstützen. 
 

2. Zusagen des Betreibers 
 
Der Betreiber verpflichtet sich im Zuge der Baudurchführung zur Einhaltung nachstehender Punkte: 

 
a) das bestehende öffentliche Wege- und Straßennetz der Gemeinde bestmöglich zu nutzen und nur bei 

technischer und wirtschaftlicher Erforderlichkeit neue Wege zu errichten bzw. auszubauen; 
 
b) die rechtzeitige Bekanntgabe des Ausführungszeitraumes vor Baubeginn, sodass auf Einschränkungen 

der ordnungsgemäßen Benützung (Wege, Ackerbewirtschaftung) Rücksicht genommen werden kann; 
 

c) asphaltierte Verkehrsflächen sind im Bohrverfahren zu queren; wird eine offene Bauweise gewählt, so 
ist vom Betreiber der ordnungsgemäße Zustand durch eine Fachfirma herstellen zu lassen; 
 

d) das Aushubmaterial im Bereich der Verkehrs- und Gemeindeflächen muss durch normgerechtes 
Füllmaterial ersetzt werden; 
 

e) bezüglich Verlegetiefen von Kabeln sind die bestehenden ÖVE-Vorschriften einzuhalten (die 
Verlegetiefe muss mindestens 100 cm gemessen vom bestehenden Grundstücksniveau betragen); 
 

f) die Künetten sind lagenweise in Schichten von höchstens 30 cm zu verfüllen, jede einzelne Schicht ist 
ordnungsgemäß zu verdichten; 
 

g) die Künettenoberflächen sind sofort nach Abschluss der Arbeiten ordnungsgemäß wiederherzustellen; 
 

h) die ordnungsgemäße Instandsetzung erfolgt durch Bestätigung der Gemeinde in Form eines 
Abnahmeprotokolls; 
 

i) über die ordnungsgemäße Ausführung (einschlägige ÖNORM und technische Richtlinien, technischer 
Standard hinsichtlich Druckproben und Verdichtung) ist der Gemeinde vom Betreiber nach Abschluss 
der Arbeiten eine schriftliche Bestätigung einer hierzu befugten Fachfirma vorzulegen; 
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j) bei Arbeiten auf Wegen (z.B. Oberflächenverbesserung) bzw. solchen Tätigkeiten, die eine Benützung 
der Wege beeinträchtigen, ist rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten eine Baubesprechung mit den 
betroffenen Anrainern durchzuführen, in der ein Bauzeitplan festgelegt wird, ein darüber verfasstes 
Protokoll ist der Gemeinde vorzulegen; 
 

k) Leitungen auf Gemeindewegen sind grundsätzlich parallel oder senkrecht zu den Weggrenzen und so 
weit als technisch möglich an den Rand von Wegparzellen bzw. Weggrenzen zu legen; die Lage ist in 
Abstimmung mit der Gemeinde festzulegen. 
 

l) Für die kommerzielle Nutzung der Windkraftanlagen als Montageplattform für Sende- und 
Antennenanlagen ist die ausdrückliche, schriftliche Genehmigung der Gemeinde einzuholen, außer es 
handelt sich um Einrichtungen, die der windpark- bzw. firmeninternen Kommunikation dienen. 

 
m) Der Betreiber verpflichtet sich und seine Rechtsnachfolger, nach Beendigung des Betriebes der 

vertragsgegenständlichen Windkraftanlagen diese samt Nebeneinrichtungen und Fundament 
(ausgenommen Tiefbohrpfähle) abzubauen und den ursprünglichen Zustand der in Anspruch 
genommenen Grundstücke wiederherzustellen.  
 

n) Im Falle einer ordentlichen Kündigung durch den Betreiber ist dieser verpflichtet, die im Gebiet der 
Gemeinde errichteten Windkraftanlagen stillzulegen und abzubauen. 

 
Um Auslegungsunterschiede zu vermeiden und für den Betreiber Klarheit darüber zu schaffen, welche der oben 
genannten Punkte zu erfüllen sind, hat die Gemeinde nach Bekanntgabe der Details des Leitungsverlaufes 
schriftlich jene Punkte zu nennen, die bei der Errichtung und dem Betrieb zu erfüllen sind. Hat die Gemeinde 
nach vier Wochen ab Bekanntgabe der Details die zu erfüllenden Punkte nicht bekanntgegeben, wird der 
Betreiber die oben genannten Punkte so weit als möglich und notwendig berücksichtigen. 
 

3. Rechte der Gemeinde 
 

a) Die Gemeinde kann auf Kosten des Betreibers jederzeit eine entsprechende Abänderung, Ergänzung 
oder Verlegung der hergestellten Einrichtungen verlangen, falls dies aus öffentlich-rechtlichen 
Gründen, insbesondere wegen einer baulichen Umgestaltung der Gemeindestraßen oder deren 
Nebenanlagen oder aus verkehrstechnischen Gründen notwendig wird, und keine sinnvolle Alternative 
gefunden werden kann. 

 
b) Mit dem durch den Windparkbau gewonnenen Aushubmaterial ist entsprechend den gesetzlichen 

Vorgaben umzugehen.  
 

c) Jede Änderung in der Art der Ausführung und der Benützung der gestatteten Anlagen wird der 
Gemeinde zeitgerecht mitgeteilt. 

 
4. Kosten der Instandhaltung und Beseitigung  

 
Der Betreiber hat alle Kosten zu tragen, die mit der Herstellung, dem Bestand, der Änderung, der 
Instandhaltung und Beseitigung der Windkraftanlagen, welche bis zum vollständigen Abbau des Windparks zu 
geschehen hat, entstehen oder der Gemeinde als Eigentümerin durch Ansprüche Dritter erwachsen.  
 

5. Investitionen an Gemeindestraßen 
 
Allfällige bauliche Umgestaltungen an den Straßenanlagen, die durch die Herstellung, den Bestand, die 
Änderung oder die Instandhaltung der gestatteten Windkraftanlagen erforderlich werden, gehen ohne 
Entschädigung in das Eigentum der Gemeinde über. 
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6. Bürgerbeteiligung  
 
Der Betreiber stellt einer von der Gemeinde bis zur Inbetriebnahme des Windparks namhaft gemachten 
Energiegemeinschaft, im Sinne des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes (EAG), sowie Elektrizitätswirtschafts- und -
organisationsgesetzes (ElWOG), bis zu 6,0% der von den auf dem Gemeindegebiet installierten 
Windkraftanlagen erzeugten Strommenge über die Laufzeit der Anlagen zu einem vorab definierten Preis zur 
Verfügung. Die Energiegemeinschaft hat das Recht, den ideellen Anteil an der erzeugten Energie für den 
eigenen Bedarf zu nutzen oder an Dritte weiterzuverkaufen. Folgender Preis wird für die an die 
Energiegemeinschaft abgegebene Strommenge definiert: 
 
 
 
 
 
 
 
Klarstellend wird festgehalten, dass es zur Umsetzung dieser Lieferverpflichtung einer Anpassung der 
rechtlichen Rahmenbedingungen bedarf (insbes. Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz (EAG) sowie 
Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz (ElWOG 2010). Sollte bis zur Inbetriebnahme der 
Windkraftanlagen keine derartig rechtlich verbindliche Regelung in Kraft treten, werden die Vertragspartner 
Verhandlungen aufnehmen, mit dem Ziel, eine der geltenden Rechtslage entsprechende und dieser 
Vereinbarung inhaltlich und wirtschaftlich vergleichbare und für beide Vertragspartner wirtschaftlich tragbare 
Lösung zu finden. 
 

7. Haftung für Schäden 
 

a) Der Betreiber übernimmt die Haftung für alle unmittelbar oder mittelbar durch die Herstellung, den 
Bestand, die Änderung, die Instandhaltung oder Beseitigung der Windkraftanlagen herbeigeführten 
Schäden oder Rechtsfolgen und hat die Gemeinde als Eigentümerin hinsichtlich allfälliger Ansprüche 
dritter Personen schad- und klaglos zu halten. 

 
b) Die Gemeinde übernimmt keine Haftung für Beschädigungen oder Störungen des Betriebes der 

Windkraftanlagen, die durch den Straßenverkehr oder durch nicht grob fahrlässiges oder vorsätzliches 
Verhalten der Organe der Gemeinde bzw. der von ihr Beauftragten verursacht werden.  

 
c) Der Betreiber verpflichtet sich, eine Betriebshaftpflichtversicherung in angemessener Höhe für die 

Bestandsdauer der Windkraftanlagen abzuschließen und der Gemeinde auf deren Verlangen 
nachzuweisen. 

 
8. Rechtsnachfolge 

 
a) Als Rechtsnachfolger werden nachfolgend sowohl der/die Erwerber einer oder mehrerer Anlage(n) 

(Einzelrechtsnachfolger) als auch der Betreiber selbst (Gesamtrechtsnachfolger) bezeichnet. 
 

b) Die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag gehen auf den Rechtsnachfolger über. Bei 
gleichbleibender Art und Nutzung (Errichtung und Betrieb von Windkraftanlagen) ist die Weitergabe 
der Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag durch den Betreiber zulässig. 
 

Abgegebene Strommenge an die 
Energiegemeinschaft (anteilige 

Stromproduktion) 

Festgelegter 
Strompreis 
(ct / kWh) 

0 – 3 % 8,0 
3 – 6% 8,5 
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c) Der Betreiber ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf Dritte, auch mehrmals 
und/oder teilweise, zu übertragen, jedoch ausschließlich zur Errichtung/Betrieb von 
Windkraftanlagen. Die neuerliche Ausübung des Weitergaberechtes durch den Rechtsnachfolger wird 
ausdrücklich vereinbart. Die Ausübung des Weitergaberechtes berechtigt die Gemeinde nicht, das 
vereinbarte Entgelt zu erhöhen. E contrario ist der Rechtsnachfolger ebenso wenig berechtigt, das 
vereinbarte Entgelt zu schmälern und tritt daher als Rechtsnachfolger zu denselben Konditionen wie 
dessen Vorgänger in den bestehenden Vertrag mit der Gemeinde ein. 

 
d) Die Gemeinde ist vom Betreiber unverzüglich über den Übergang des Nutzungsrechtes zu 

verständigen. Bei einer beabsichtigten Änderung der Art der Nutzung der Flächen hat der 
Rechtsnachfolger mit der Gemeinde einen neuen Gestattungsvertrag abzuschließen. 
 

e) Der Gemeinde ist bekannt, dass der Betreiber für die Errichtung des Windparks Fremdkapital 
aufnehmen wird. Die Gemeinde erklärt sich mit einer Abtretung/Verpfändung der Rechte aus diesem 
Vertrag als Sicherheit für einen Kreditvertrag zugunsten der finanzierenden Bank jedenfalls 
einverstanden. Der finanzierenden Bank kann als Sicherheit weiters ein Eintrittsrecht für sich und/oder 
Dritte in diesen Vertrag eingeräumt werden. 
 

f) Der Betreiber wird der Gemeinde binnen 12 Monaten nach Rechtskraft sämtlicher Bau- und 
Betriebsgenehmigungsbescheide in einem von WEB HARD GmbH & Co. KG und EVN Naturkraft GmbH 
gemeinsam verfassten Schreiben mitteilen, welche Windkraftanlagenstandorte auf welche 
Gesellschaft übergehen. Das Aufteilungsverhältnis und die Wahl der Windkraftanlagenstandorte 
obliegen allein dem Betreiber. Ab Zustellung dieses Schreibens an die Gemeinde übernimmt WEB 
HARD GmbH & Co. KG bzw. EVN Naturkraft GmbH Rechte und Pflichten aus dem gegenständlichen 
Vertrag nur mehr für die vom jeweiligen Betreiber übernommenen Windkraftanlagenstandorte. Eine 
Haftung eines Betreibers für Pflichten des anderen Betreibers ist ab diesem Zeitpunkt ausgeschlossen. 

 
9. Dauer und Beendigung des Vertrages 

 
a) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Jede Vertragspartei hat das Recht, diesen 

Vertrag unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist zum Ende eines Kalendermonats 
schriftlich zu kündigen (ordentliche Kündigung). Die Gemeinde verzichtet ab Vertragsabschluss und für 
die Dauer des Bestandes der Windkraftanlagen bzw. der Neu- oder Ersatzanlagen auf ihr Recht der 
ordentlichen Kündigung. 

 
b) Werden die errichteten Windkraftanlagen stillgelegt und abgebaut und nicht durch neue ersetzt, so 

erlöschen die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag ein Jahr nach Stilllegung der Windkraftanlagen, 
sofern es sich nicht um Punkte handelt, die aus dem Anlass des Vertragsendes (noch) zu erfüllen sind. 

 
c) Wenn die Vereinbarungen zur einmaligen oder laufenden Entgeltzahlung gemäß Nutzungsentgelt vom 

Betreiber nicht fristgerecht eingehalten werden, kann die Gemeinde den Vertrag nach Ablauf einer 
Nachfrist von sechs Monaten unter Einhaltung einer einmonatigen Kündigungsfrist zum Ende jedes 
Monats kündigen. 

 
10. Benützungsentgelt 

 
a) Für die Einräumung der Rechte aus diesem Vertrag wird die Zahlung eines jährlichen 

Benützungsentgelts an die Gemeinde vereinbart. Mit diesem Benützungsentgelt werden sämtliche 
Ansprüche der Gemeinde abgegolten, die sich möglicherweise aus dem Bau und Betrieb der Anlagen 
ergeben, insbesondere 

- die voraussichtliche (optische) Beeinträchtigung der Waldviertler Kulturlandschaft während 
der Bau- und Betriebsphase,  

- eine zeitweilige Einschränkung des Geh- und Fahrrechtes während der Errichtung und dem 
Betrieb der Anlagen, 

- eine allfällige räumliche Einschränkung der örtlichen Entwicklungsmöglichkeiten sowie  
- eine allfällig durch die Errichtung und den Betrieb der Anlagen bedingte Wertminderung von 

Grundstücken. 
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b) Als fixes jährliches Benützungsentgelt für die Windkraftanlagen auf dem Gebiet der Gemeinde wird ein 
Betrag von EUR 5.200,- (fünftausendzweihundert) pro Megawatt (MW) Anschlussleistung an das 
öffentliche Stromnetz zuzüglich einer gesetzlichen Umsatzsteuer vereinbart. Die Gemeinde 
verpflichtet sich, von diesem fixem jährlichen Benützungsentgelt EUR 900,- (neunhundert) MW an die 
Kleinregionen Zukunftsraum Thayaland zu bezahlen. 
 

c) Das Entgelt gem. Punkt 10.b) wird ab Baubeginn der jeweiligen Windkraftanlage in Abhängigkeit vom 
Monat des Baubeginns der Windkraftanlage anteilig bis spätestens 1. Dezember entrichtet. In den 
folgenden Kalenderjahren ist das Entgelt jeweils im Voraus zum 31. März fällig. Die Verpflichtung zur 
Zahlung entfällt ab dem Folgejahr des vollständigen Abbaus der jeweiligen Windkraftanlage. 
 

d) Zusätzlich zum jährlichen fixen Benützungsentgelt für die Windkraftanlagen auf dem Gebiet der 
Gemeinde erhält die Gemeinde in den ersten drei Jahren ab Baubeginn Zahlungen in Höhe von EUR 
31.200,- (einundreißigtausendzweihundert) pro Windkraftanlage pro Jahr zuzüglich einer gesetzlichen 
Umsatzsteuer. Die Gemeinde verpflichtet sich, von dieser Zahlung EUR 2.400,- 
(zweitausendvierhundert) pro Windkraftanlage pro Jahr an die Kleinregionen Zukunftsraum Thayaland 
zu bezahlen. Diese Zahlungen erhält die Gemeinde mit der Entrichtung des fixen jährlichen 
Benützungsentgelt gem. Punkt 10.c). 

 
e) Die Wertbeständigkeit des fixen jährlichen Benützungsentgelts gem. Punkt 10.b) sowie der drei 

Zahlungen gem. Punkt 10.d) wird ausdrücklich vereinbart, sodass sich der Betrag im selben Umfang 
verändert, in dem sich auch der Verbraucherpreisindex 2020 verändert. Änderungen unter 5 % bleiben 
unberücksichtigt. Stichtag für die Indexanpassung des fixen jährlichen Benützungsentgelts gem. Punkt 
10.b) ist der rechtsgültige Abschluss des gegenständlichen Vertrags. Stichtag für die Indexanpassung 
der Zahlungen gem. Punkt 10.d) ist der Zeitpunkt des Erhalts aller rechtskräftigen Genehmigungen des 
Windparks. 

 
f) Zusätzlich gebührt der Gemeinde ab Inbetriebnahme bis zur endgültigen Stilllegung der 

Windkraftanlagen als variables jährliches Benützungsentgelt ein bestimmter Anteil (in %) vom 
Nettoerlös der Windkraftanlagen auf dem Gebiet der Gemeinde.  Ausgangsbasis für die Berechnung 
des variablen Benützungsentgelts ist der Zuschlagswert („anzulegender Wert“ – AZW) in ct / kWh, 
welcher im Rahmen einer EAG-Ausschreibung über die Gewährung einer Förderung durch 
Marktprämie rechtskräftig zuerkannt wurde. Der Anteil bestimmt sich nach dem durchschnittlichen 
Nettoerlös der Windkraftanlagen auf dem Gebiet der Gemeinde pro kWh gemäß der nachfolgenden 
Tabelle: 

 
Nettoerlös 

(in % vom AZW) 
Variable Zahlung 

(in % vom Nettoerlös) 
≤ 100% 0,6% 
110% 1,2% 
120% 1,9% 

≥ 130% 3,0% 
 

Liegt der vom Betreiber im jeweiligen Kalenderjahr erzielte durchschnittliche Nettoerlös zwischen den 
in der Tabelle angegebenen Werten, wird die variable Zahlung linear berechnet. 

 
g) Bei der Ermittlung des (Netto-)Erlöses der Windkraftanlagen gemäß Punkt 10.f) sind die erzielten 

Erlöse aus dem Verkauf der durch diese Windkraftanlagen erzeugten Strommengen zu Grunde zu 
legen. Davon in Abzug zu bringen sind damit ursächlich zusammenhängende Aufwendungen, 
insbesondere allfällige Rückzahlungen an die EAG-Förderabwicklungsstelle, durch Verordnung oder 
Gesetz festgelegte Netznutzungs-, Netzverlust-, Systemdienstleistungs- und andere 
Systemnutzungsentgelte und andere gesetzlich oder behördlich festgelegte produktionsabhängige 
Kosten sowie Ausgleichsenergie- und Stromvermarktungskosten und Maklergebühren. Weiters in 
Abzug zu bringen sind Zahlungen aus dem Bundesgesetz über den Energiekrisenbeitrag – Strom 
(„Übergewinnsteuer“ / “Erlösabschöpfung“) und zukünftige umsatzabhängige oder 
umsatzbeschränkende gesetzliche Abgaben. 
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Der Betreiber wird auf Anfrage der Gemeinde eine nachvollziehbare Darstellung der erzielten Erlöse 
aus dem Verkauf der durch die Windkraftanlagen erzeugten Strommengen vorlegen. In diesem 
Zusammenhang sind jedoch Verschwiegenheitsverpflichtungen des Betreibers gegenüber Dritten zu 
beachten. 

 
h) Allfällige Steuern oder gesetzliche Abgaben, die in Bezug auf den Betrieb oder Bestand der 

Windkraftanlagen oder im Zusammenhang mit der Erzeugung von Strom beim Betreiber erhoben 
werden und der Gemeinde zugutekommen, werden direkt vom errechneten variablen 
Benützungsentgelt gemäß Punkt 10.f) abgezogen. 
 

i) Das variable Benützungsentgelt gemäß Punkt 10.f) ist bis zum 15. Februar des Folgejahres von dem 
Betreiber zu bezahlen. Stichtag ist die Inbetriebnahme der ersten Windkraftanlage auf dem Gebiet der 
Gemeinde. 
 

j) Die jährliche Zahlungsverpflichtung des variablen Benützungsentgelts gemäß Punkt 10.f) erlischt mit 
Stilllegung des Windparks, d.h. mit vollständigem Abbau der Windkraftanlagen. 

 
k) Zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses gibt es keine landes- oder bundesweite rechtlich verbindliche 

Regelung über den finanziellen Ausgleich für die durch Windkraftanlagen bewirkte Veränderung des 
Landschaftsbildes im Sinne einer Pflicht zur einmaligen oder jährlichen wiederkehrenden Entrichtung 
einer Abgabe durch die Betreiber. Sollte bis zum geplanten Baubeginn der Windkraftanlagen eine 
derartige landes- oder bundesweite rechtlich verbindliche Regelung in Kraft treten, welche die 
gegenständliche wirtschaftliche Vereinbarung zwischen den Betreibern und der Gemeinde teilweise 
oder gänzlich für unzulässig erklärt, werden die Vertragspartner Verhandlungen aufnehmen, mit dem 
Ziel, eine der neuen Rechtslage entsprechende und dieser Vereinbarung inhaltlich und wirtschaftlich 
vergleichbare und für beide Vertragspartner wirtschaftlich tragbare Lösung zu finden. 

 
11. Schlussbestimmungen 

 
a) Die mit der Errichtung dieses Vertrages verbundenen Kosten und Gebühren hat der Betreiber zu 

tragen. Die Kosten anwaltlicher Beratung trägt jede Vertragspartei selbst. 
 

b) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages nichtig oder unwirksam sein oder werden, berührt 
dies nicht die Gültigkeit der übrigen Vertragsbestimmungen. 
 

c) Keine Bestimmung dieses Vertrags darf so verstanden werden, dass sie die Kompetenz der Gemeinde 
zur Ausübung ihrer öffentlich-rechtlichen Befugnisse einschränkt. 
 

d) Dieser Vertrag wird in einem Original und einer Abschrift ausgefertigt. Nach beidseitiger Fertigung des 
Vertrages wird das Original bei der Gemeinde hinterlegt, dem Vertragspartner wird die Abschrift 
ausgefolgt. 
 

e) Jede Vertragspartei hat an den Entwürfen zu diesem Vertrag mitgearbeitet. Sollten einzelne 
Bestimmungen dieses Vertrags unklar oder auslegungsbedürftig sein, so sind diese so zu verstehen, als 
wären sie von den Vertragsparteien gemeinsam erstellt worden. Keine Vertragspartei soll einen Vor- 
oder Nachteil (einschließlich hinsichtlich der Verteilung der Beweislast) aus der Verfassung einzelner 
Bestimmungen dieses Vertrags haben. 
 

f) Abänderungen des Vertrages bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Schriftform. 
 

 
Beschluss:  Annahme:   10 (ÖVP) 

Stimmenthaltungen: 3   (gfGR Friedrich Rammer-Jirec FPÖ und 
       2 SPÖ) 

  Gegenstimmen:  1   (GR Manfred Bauer FPÖ) 
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11. Vermessung Brückenrampe Gerhartsmühle – KG Thures 

Im Auftrag des Amtes der NÖ Landesregierung wurde im Herbst 2024 die 
Brückenrampe der Thayabrücke bei der Gerhartsmühle sowie die Gemeinde-straße 
Richtung Thures neu vermessen, um die Grundstücksgrenzen an den Naturstand 
anzupassen. Diese Vermessung wurde in der Vermessungsurkunde GZ 52197B vom 
11.11.2024 des Amtes der NÖ Landesregierung Abt. Allgemeiner Baudienst dargestellt. 
Es sind die Gemeindegrundstücke GST 697 und 696, EZ 164, GST in der KG Thures 
betroffen. 
Die Flächen zur Richtigstellung der Grundstücksgrenzen werden ohne Geldfluss 
getauscht. 
 
Antrag an den Gemeinderat:  
Der Gemeinderat möge folgenden Änderungen an den Grundstücken 696 und 697, EZ 
164, KG Thures, dargestellt in der Vermessungsurkunde des Amtes der NÖ 
Landesregierung, Abteilung Allgemeine Verwaltung, GZ 52197B, vom 11.11.2024 
beschließen. 
 
1.1) Die in beiliegender Vermessungsurkunde des Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung 

Allgemeiner Baudienst, GZ 52197B in der KG Thures dargestellten und nachfolgend angeführten 

Trennstücke werden dem öffentlichen Verkehr entwidmet und an die in der Vermessungsurkunde 

angeführten neuen Eigentümer übertragen: 

Trennstück Nr. 9, 12 und 14 
 

1.2) Der Restteil des nachfolgend angeführten und sich im öffentlichen Gut befindlichen Grundstücks 

verbleibt im öffentlichen Gut bei gleich gebliebener Widmung: 

Grundstück Nr. 697 
 

1.3) Das nachfolgend angeführte Grundstück wird aus dem öffentlichen Gut entlassen und gelöscht: 

Grundstück Nr. 696 
 

2.) Die in beiliegender Vermessungsurkunde des Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung 

Allgemeiner Baudienst, GZ 52197B in der KG Thures dargestellten und nachfolgend angeführten 

Trennstücke werden in das öffentliche Gut der Gemeinde übernommen: 

Trennstück Nr. 5, 10 und 13 

 

3.) Die Vermessungsurkunde ist ein fester Bestandteil dieses Beschlusses und liegt beim 

Gemeindeamt während der Amtsstunden zur Einsicht auf. 

Gegen eine Verbücherung gemäß §§ 15 ff Liegenschaftsteilungsgesetz besteht kein Einwand. 

 
 
Beschluss:  Annahme:  einstimmig 
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12. Vermessung Landstraße L 8154 Münchreith bis Gerhartsmühle –  
KG Münchreith 

Im Auftrag des Amtes der NÖ Landesregierung wurde im Herbst 2024 die 
Brückenrampe der Thayabrücke bei der Gerhartsmühle sowie die Landesstraße L 8154 
von Münchreith bis zur Gerhartsmühle neu vermessen, um die Grundstücksgrenzen an 
den Naturstand anzupassen. Diese Vermessung wurde in der Vermessungsurkunde GZ 
52197A vom 11.11.2024 des Amtes der NÖ Landesregierung Abt. Allgemeiner Baudienst 
dargestellt. 
Es die Gemeindegrundstücke GST 767/2, 245/3 und 245/2, EZ 29 in der KG Münchreith 
betroffen. 
Die Flächen zur Richtigstellung der Grundstücksgrenzen werden ohne Geldfluss 
getauscht. Das Grundstück 245/2 wird zur Gänze (258 m²) zum Preis von € 1,50/m² an 
die Familie Werner und Alexandra Zach, 3822 Münchreith 15 verkauft. 
 
Antrag an den Gemeinderat:  
Der Gemeinderat möge folgenden Änderungen an den Grundstücken 767/2, 245/3 und 
245/2, EZ 29, KG Münchreith, dargestellt in der Vermessungsurkunde des Amtes der NÖ 
Landesregierung, Abteilung Allgemeine Verwaltung, GZ 52197A, vom 11.11.2024 
beschließen. 
 
1.1) Die in beiliegender Vermessungsurkunde des Amtes der NÖ Landesregierung, Abteilung 

Allgemeiner Baudienst, GZ 52197A in der KG Münchreith dargestellten und nachfolgend 

angeführten Trennstücke an die in der Vermessungsurkunde angeführten neuen Eigentümer 

übertragen: 

Trennstück Nr. 8, 20, 21 und 22 
 

1.2) Die in beiliegender Vermessungsurkunde des Amtes der NÖ Landesregierung, Abteilung 

Allgemeiner Baudienst, GZ 52197A in der KG Münchreith dargestellten und nachfolgend 

angeführten Trennstücke in das Eigentum der Marktgemeinde Karlstein an der Thaya 

übernommen: 

Trennstück Nr. 9 
 

2.) Das Grundstück 245/2 wird zur Gänze in das Eigentum von Werner und Alexandra Zach, 3822 

Münchreith 15, übertragen. Der Kaufpreis beträgt € 1,50/m².  
 

3.) Die Vermessungsurkunde ist ein fester Bestandteil dieses Beschlusses und liegt beim 

Gemeindeamt während der Amtsstunden zur Einsicht auf. 

Gegen eine Verbücherung gemäß §§ 15 ff Liegenschaftsteilungsgesetz besteht kein Einwand. 

 
Beschluss:  Annahme:  einstimmig 
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13. Löschungserklärung Wiederkaufsrecht 

Beim Verkauf der Liegenschaft Raiffeisenstraße 18 im Jahr 1993 an die Familie Franz und 
Charlotte Stumvoll wurde im Lastenblatt der EZ 537 Grundbuch Karlstein ein 
Wiederkaufsrecht zu Gunsten der Marktgemeinde Karlstein an der Thaya eingetragen, 
für den Fall, dass das Grundstück keiner Bebauung zugeführt wird. 
 
Auf Antrag von Herrn Franz Stumvoll soll das Wiederkaufsrechts auf Grund des Wegfalls 
der Bedingung jetzt gelöscht werden. 
 
Antrag an den Gemeinderat:  
Der Gemeinderat möge folgenden Löschungserklärung beschließen: 
 

Löschungserklärung 
 
Im Lastenblatt der Liegenschaft EZ 537, Grundbuch 21014 Karlstein an der Thaya, 
Grundstück 386/9 (grundbücherliche Eigentümerin: Charlotte Stumvoll, geboren am 
07.11.1970 zur Gänze), ist in 
 
• C-LNr. 1 a 1275/1993 ein WIEDERKAUFSRECHT für Marktgemeinde Karlstein an 

der Thaya 
 
eingetragen. 
 
 
Die Marktgemeinde Karlstein an der Thaya erteilt die ausdrückliche Einwilligung, dass 
die Einverleibung der Löschung des obzitierten Wiederkaufsrechtes ohne ihr weiteres 
Wissen und Einvernehmen, jedoch nicht auf ihre Kosten ob der Liegenschaft EZ 537 
Grundbuch 21014 Karlstein an der Thaya im Grundbuch bewilligt werden kann. 
 
 
Beschluss:  Annahme:  einstimmig 
 
 
 
 
Der Bürgermeister ersucht alle Zuseher den Sitzungssaal zu verlassen, um mit dem nicht 
öffentlichen Teil der Gemeinderatssitzung fortfahren zu können. 
 
 
 
  




